
«Wahlkampf statt Blindflug»8

Wir und die anderen –  
ein Aufruf zum «zäme Schnurre»

Man hört das Ticken der Uhr nicht, aber die Zeit 
läuft. Am 10. Februar 2017 fällt die Guillotine, und 
die bilateralen Verträge zwischen der Schweiz und 
der Europäischen Union (EU) landen im Reisswolf, 
es sei denn …

… es sei denn, das Schweizer Stimmvolk entschei-
det sich vorher für das bilaterale Paket und macht 
damit die Masseneinwanderungs-Initiative rück-
gängig. Oder es geschieht ein Wunder, denn dass 
uns Brüssel vielleicht doch noch Zugeständnisse 

bei der Personenfreizügigkeit macht, ist eine fiebrige Phantasievorstellung. Für 
die EU hat die Freizügigkeit dieselbe Bedeutung wie für uns die direkte Demo-
kratie: sie ist ein Grundpfeiler und nicht verhandelbar. 

Ausgerechnet in dieser Phase, die vergleichbar ist mit jener nach dem EWR-
Nein 1992, beginnt die Königsetappe des Wahlkampfs. Jede Partei erarbeitet 
Schlachtpläne, schärft ihr Profil, grenzt sich von den anderen ab, und ihre Prä-
sidenten sind dauerhaft im Angriffsmodus. Sie provozieren und machen Lärm – 
in der Sonntagspresse, auf Newsportalen und vor laufenden Kameras. Das ist 
Teil des Spiels: Es geht um Aufmerksamkeit, Wählerprozente, National- und 
Ständeratssitze.

Nach dem Bergpreis wird das Taktieren und Schachern um den Etappensieg 
noch heftiger, weil es um die Zusammensetzung des Bundesrats geht. Die 
Nationalkonservativen fordern vehement einen zweiten Sitz, die 5,4-Prozent-
BDP wiederum hofft, dass ihre Eveline Widmer-Schlumpf eine dritte Legisla-
turperiode anstrebt, SP-Präsident Christian Levrat spielt mit den Muskeln, und 
eine Handvoll Gambler wird zweifellos erneut versuchen, was ihr 2007 schon 
einmal gelungen war: einen Coup zu landen. 

Für die Psychohygiene und das Ego dieser Spielernaturen im Parlament war 
die Abwahl Christoph Blochers am 12. Dezember 2007 gut, unserem Land 
aber hat sie irreparablen Schaden zugefügt, weil sie das Klima dauerhaft vergif-

tete. Glich die Rhetorik der Nationalkonservativen 
schon vorher dem Körpereinsatz von Rugbyspie-
lern, kippte sie nach der Demütigung ihres Anfüh-
rers in die dauerhafte Verhöhnung. Seither betrei-
ben sie die Ausgrenzung – wir und die anderen. Die 
Nationalkonservativen finden das legitim, weil die 
anderen angefangen haben und sie selber ja nur zu-
rückschlagen. 

Das verbale Draufhauen ist inzwischen Mainstream 
geworden. Bundesrat Alain Berset sagte im Früh-
ling 2014 an der Buchmesse in Leipzig, wir hätten 

in der Schweiz «das Privileg, einander zuhören zu müssen»; damit blendet er 
allerdings die Realität aus, denn die während Jahrzehnten gepflegte Kultur des 
Diskutierens und Aushandelns droht zu verschwinden. 
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Die Abwahl Blochers führte zur Gründung der BDP und machte die Zentrifugal-
kräfte stärker. Dabei wäre es gerade in dieser schwierigen Phase wichtig, dass 
die staatstragenden Parteien – Wahljahr 2015 hin oder her – eine Achse der 
Vernunft bilden würden, um gemeinsam den Wirtschafts- und Forschungs-
standort Schweiz wieder auf ein solides Fundament zu stellen. Stattdessen  
irren die Verteidiger der Bilateralen wie aufgeschreckte Hühner umher: sie las-
sen mal hier einen Versuchsballon steigen, um kurz darauf dort eine komplett 
andere Idee in Umlauf zu bringen.  

Der Tag, an dem die Brücken hochgezogen werden, naht, und ich wünsche mir 
die Zeiten zurück, als ein paar Dutzend Wirtschaftsfreisinnige – gut vernetzt 
und geschickt verteilt auf Schlüsselstellen im Wirtschaftsverband Vorort, im 
Bundesamt für Aussenwirtschaft, im Parlament und in der Privatwirtschaft – 
das Land lenkten. Dieser Zirkel agierte machtbewusst und autoritär, aber er 
hatte eine klare Vorstellung davon, was er wollte. Ich verkläre womöglich die 
Vergangenheit, aber die damalige Wirtschaftselite hatte etwas, was der heuti-
gen abgeht: das Vertrauen der meisten Menschen in diesem Land. 

Dieses Vertrauen ist zerrüttet, und man gewinnt nicht den Eindruck, dass des-
halb die Wirtschaftsführer von heute schlaflose Nächte hätten. Wieso auch? 
Die meisten von ihnen sind «global nomads» und in drei oder vier Jahren wie-
der in einem anderen Land tätig. Noch in den Neunzigerjahren wären die Spit-
zenkräfte der Wirtschaft auf die Hinterbeine gestanden und hätten die Anti-
Minarett-Initiative, dieses gesellschaftspolitisch himmeltraurige Signal, und die 
Masseneinwanderungs-Initiative mit Überzeugung und vollem Engagement 
bekämpft. Tempi passati. Vereinzelt gaben Manager in der Schweiz tatsächlich 
Interviews zur Masseneinwanderungs-Initiative – nach dem Ja am 9. Februar 
2014; zuvor hatte man ihre Stimmen nicht vernommen. 

Das Fundament der Schweiz bröckelt – der Preis der Globalisierung. 

Unser Land wird immer wieder ergriffen von diffusen Ängsten, gezielt ge-
schürt von einzelnen Akteuren von links und rechts, zu denen sich seit wenigen 
Jahren auch reale Sorgen gesellen: Menschen aus fast allen Branchen und Al-
tersgruppen fürchten sich vor Jobverlust, steigenden Mieten, sozialem Abstieg 
und der ungewissen Zukunft. Seit dem Inkrafttreten des Personenfreizügig-
keitsabkommens im Jahr 2002 betrug die Nettozuwanderung 630 000 Men-
schen. Die Zahl der Erwerbslosen wiederum hat sich seit 2007 verdoppelt: 
205 000 Menschen suchen in unserem Land Arbeit – es sind IT-Fachleute, 
Bauarbeiter, Kellnerinnen usw. –, finden aber keinen Job. Gleichzeitig werden 
laufend neue Arbeitskräfte im Ausland rekrutiert, zum Teil weil sie besser aus-
gebildet, vor allem aber weil sie jünger und günstiger sind. Doch die Wirtschaft 
foutiert sich um die Probleme, die so entstehen. Tatsache ist, dass die Perso-
nenfreizügigkeit eben nicht nur Gewinner produziert, sondern auch Verlierer. 
Hätten dies Bundesrat und Wirtschaft von Anfang an offen kommuniziert und 
nicht schöngeredet, wäre das Waterloo am 9. Februar 2014 ausgeblieben.  

Diesen Text verstehe ich als Provokation, die zum Nachdenken anregen soll. 
Und zum «zäme Schnurre», wie die Berner zu sagen pflegen, denn das Zuhö-
ren und Debattieren wird seit Jahren sträflich vernachlässigt.


